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Terminhinweise für Medien

Freitag, 1. August, 9.45 Uhr, Festsaal im Alten Rathaus
Bürgermeister Dominik Krause spricht ein Grußwort bei der Freispre-
chungsfeier für 65 Auszubildende der Stadtwerke München. 

Achtung, Terminabsage! 
Aufgrund der schlechten Wetterprognose kann das für Freitag, 1. August, 
geplante Brunnenfest am Viktualienmarkt leider nicht stattfinden. Die 
künstlerische Leitung und die Märkte München bedauern dies und bitten 
um Verständnis. 

Freitag, 1. August, 14 Uhr, Spielplatz am Bavariaring, Höhe St.-Pauls-
Platz (U-Bahn-Ausgang zur Theresienwiese)
Oberbürgermeister Dieter Reiter eröffnet mit Baureferentin Dr.-Ing. Jean-
ne-Marie Ehbauer den frisch sanierten Spielplatz an der Theresienwiese 
sowie die Spiel- und Sportelemente entlang des Bavariarings. Das Baure-
ferat (Gartenbau) hat den großen Spielplatz im Norden der Theresienwiese 
rundum erneuert. Das Highlight ist ein spektakuläres Großspielgerät aus 
Holz, Stahl und Kletternetzen – eine Sonderanfertigung mit vielfältig be-
spielbaren Plattformen sowie Rampen, Stegen und einer Wellenrutsche. 
Die zwölf Spiel- und Sportstationen entlang des Bavariaringes wurden 
zeitgleich erneuert oder ausgebessert.
Achtung Redaktionen: Der Termin ist für Fotograf*innen geeignet. 

Bürgerangelegenheiten

Dienstag, 5. August, 19.30 Uhr, Sitzungssaal Sozialbürgerhaus 
Meindl-straße 16 (Zugang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 8 (Schwanthalerhöhe). Auf der Tagesord-
nung stehen auch Bürgerfragen.

Dienstag, 5. August, 19.30 Uhr, Saal des Gehörlosenzentrums, Lohen-
grinstraße 11 (Zugang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 13 (Bogenhausen).



Rathaus Umschau
29.7.2025, Seite 3

Dienstag, 5. August, 19 Uhr, Pfarrsaal St. Johann Baptist, Fellererplatz 
7 (Zugang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 19 (Thalkirchen-Obersendling-Forsten-
ried-Fürstenried-Solln). Zu Beginn der Sitzung findet eine Bürgersprech-
stunde statt.

Meldungen

Frauen-Nacht-Taxi: Gutschein-Ausgabe mit neuem Konzept
(29.7.2025) Die Stadt München wird das Frauen-Nacht-Taxi fortführen. Das 
hat der Kreisverwaltungsausschuss des Stadtrats heute beschlossen. Auf-
grund der Haushaltslage wird der Kreis der Nutzer*innen nach sozialen Kri-
terien beschränkt. Die neuen Gutscheine im Wert von zehn Euro werden 
nur an Frauen abgegeben, die einen Studentenausweis, Schülerausweis, 
Renten- oder Pensionärsausweis, Schwerbehindertenausweis, Mün-
chen-Pass oder eine Azubi-Card der IHK vorlegen.
Die Ausgabe erfolgt im Bürgerbüro, das jeweils Anfang des Monats ein 
begrenztes Kontingent erhält. Pro Vorsprache ist ein Gutschein erhältlich. 
Für die Gleichstellungsstelle für Frauen im Rathaus steht ein Notkontingent 
zur Verfügung. Auch sollen im Rahmen der Aktion „Sichere Wiesn“ am Ok-
toberfest und beim Rathaus-Clubbing „18.jetzt“ Gutscheine ausgegeben 
werden.
Die neuen Gutscheine tragen das Gültigkeitsdatum 31. Dezember 2025 
und bekommen eine neue Farbe. Die bisherigen grünen Gutscheine sind 
mit der Einführung des neuen Angebots ungültig. Taxiunternehmen wer-
den über die Fristen für die Einreichung bereits genutzter Gutscheine ent-
sprechend informiert.
Update 30.7.: Mit der Gültigkeitsdauer der bisherigen grünen 
Gutscheine wird sich der Stadtrat am 20. August noch einmal 
befassen.
Mit dem Frauen-Nacht-Taxi bietet die Stadt Frauen sowie mitfahrenden 
minderjährigen Kindern die Möglichkeit, bei Bedarf zwischen 22 und 6 Uhr 
vergünstigt auf eine sichere Fahrgelegenheit zurückzugreifen. Denn 
obwohl München die sicherste Großstadt Deutschlands ist, haben Frauen 
mehr Angst vor Kriminalität als Männer. Dieses Unsicherheitsgefühl kann 
dazu führen, dass Frauen sich aus dem öffentlichen Raum zurückziehen 
und weniger am gesellschaftlichen Leben teilnehmen.
Taxifahrer*innen rechnen die Gutscheine eigenständig oder über die jewei-
lige Taxi-Innung mit der Stadt ab. Für den Fall, dass Fahrer*innen den Gut-
schein nicht annehmen, können Nutzer*innen diesen zusammen mit der 
Taxiquittung selbst beim Kreisverwaltungsreferat einreichen.
Das Frauen-Nacht-Taxi richtet sich an alle Frauen. Dies schließt trans* 
Frauen und Frauen mit dem Geschlechtseintrag „divers“ beziehungsweise 
non-binäre Frauen ein.
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Hochschulpreis 2025 der Stadt München verliehen
(29.7.2025) Bürgermeisterin Verena Dietl hat zusammen mit dem Referen-
ten für Arbeit und Wirtschaft, Dr. Christian Scharpf, sowie Vertreterinnen 
und Vertretern der Münchner Hochschulen den diesjährigen Hochschul-
preis der Stadt München überreicht. Die Auszeichnung wird jährlich für 
herausragende universitäre Abschlussarbeiten an der Ludwig-Maximili-
ans-Universität, der Technischen Universität und der Hochschule München 
vergeben. Der Hochschulpreis ist mit jeweils 5.000 Euro dotiert. 
Bürgermeisterin Verena Dietl: „Der Hochschulpreis der Stadt München 
wird seit dem Jahr 1993 vergeben und ist damit ein Beispiel für die traditi-
onell enge Verbindung der Stadt München und den Hochschulen.“
Dr. Christian Scharpf, Referent für Arbeit und Wirtschaft: „Die ausgezeich-
neten Arbeiten treffen den Nerv unserer Zeit und zeigen, wie viel Innova-
tionskraft und Engagement in Münchens Hochschullandschaft steckt. Ein 
echter Gewinn für unseren Wissenschafts- und Innovationsstandort.“

Bürgermeisterin Verena Dietl und Dr. Christian Scharpf, Referent für Arbeit und Wirtschaft, 
mit den Preisträger*innen (v.l.) Laura Steffl, Dr. Patricia Stainer und Dr. Roland Reitberger 
(Foto: Michael Nagy/Presseamt)

Der Hochschulpreis an der Hochschule München wurde an Laura Steffl für 
ihre Masterarbeit „Lebenszyklusanalyse von Asphaltstraßen“ verliehen. 
Die Arbeit untersucht Asphalteinbaumethoden auf ihre Umwelteinflüsse 
mittels Bilanzierung und Analyse des Global Warming Potentials. Dabei 
werden Optimierungsmöglichkeiten für den städtischen Asphaltstraßen-
bau beschrieben. Zudem werden durch die Arbeit münchenspezifische Da-
ten in einem bisher nicht verfügbarem Detaillierungsgrad bereitgestellt, die 
bei künftigen Planungsprozessen helfen, CO₂-Emissionen zu senken und 
so die städtischen Klimaziele zu erreichen.
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Der Hochschulpreis an der Ludwig-Maximilians-Universität München wird 
in diesem Jahr an Dr. Patricia Stainer für ihre Dissertation „Marketing für 
Musiktheater: von der Barriere zur Brücke für junge Nicht-Besucher?“ 
vergeben. Die Arbeit untersucht, ob die aktuelle Außenkommunikation für 
junge Menschen attraktiv ist, oder ob sie durch das aktuelle Marketing 
sogar eher abgehalten werden, ins Theater zu gehen. Am Ende leitet die 
Autorin in ihrer Dissertation eine Strategie für ein zielgerichtetes, an jungen 
Menschen ausgerichtetes Theatermarketing ab.
Den Hochschulpreis an der Technischen Universität München erhielt 
Dr. Roland Reitberger für seine Dissertation „Multikriteriell optimierte 
Entscheidungsunterstützung in der Quartiersentwicklung“. Die Arbeit 
untersucht die Wechselwirkungen von Maßnahmen für Klimaschutz und 
Klimaanpassung zwischen den Gebäuden und dem Außenraum. So soll für 
die Quartiersentwicklung insgesamt eine Entscheidungshilfe entstehen, 
ob eine Fläche für Wohnen, Grünanlagen, Mobilität oder Energieerzeugung 
genutzt werden soll. Hierzu werden Quartiersmodelle entwickelt, um die 
gegenseitige Beeinflussung, Konkurrenz und Auswirkung für das Stadt-
quartier zu testen.
Weitere Informationen zum Hochschulpreis unter https://stadt.muenchen. 
de/infos/hochschulpreis.html.
Achtung Redaktionen: Weitere Bilder von der Preisverleihung sind bei der 
Pressestelle des Referates für Arbeit und Wirtschaft per E-Mail an presse. 
raw@muenchen.de erhältlich.

https://stadt.muenchen.de/infos/hochschulpreis.html
https://stadt.muenchen.de/infos/hochschulpreis.html
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Dienstag, 29. Juli 2025

Akteneinsicht von Stadträten
Anfrage Stadträte Fabian Ewald, Winfried Kaum und Jens Luther (Stadt-
ratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 14.3.2025

Verschärftes Vorgehen gegen Urinieren in der Öffentlichkeit
Antrag Stadträte Andreas Babor, Delija Balidemaj, Hans Hammer und  
Hans-Peter Mehling (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 
14.4.2025

Rettet die Berge: München spricht sich gegen das „Dritte Modernisie-
rungsgesetz“ aus 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Nicola Holtmann und Tobias Ruff 
(Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 22.7.2025
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Akteneinsicht von Stadträten
Anfrage Stadträte Fabian Ewald, Winfried Kaum und Jens Luther (Stadt-
ratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 14.3.2025

Antwort Kreisverwaltungsreferentin Dr. Hanna Sammüller:

Vielen Dank für Ihre Anfrage vom 14.3.2025, in welcher Sie ergänzend zu 
der Anfrage Nr. 20-26/F 01076 weitere Fragen im Zusammenhang mit der 
begehrten Akteneinsicht stellen und das sog. berechtigte Interesse kon-
kretisieren. 

Zu den im Einzelnen gestellten Fragen kann ich Ihnen Folgendes mitteilen: 

Frage 1: 
Kommen der Herr Oberbürgermeister und die Rechtsabteilung des Direk-
toriums zu derselben Einschätzung wie die Rechtsabteilung des Kreisver-
waltungsreferats, dass die Bitte um Zustellung der Dienstanweisung nicht 
durch ein berechtigtes Interesse im Sinne des § 38 Abs. 5 Geschäftsord-
nung begründet wurde und daher abzulehnen ist?

Frage 2: 
Warum hält es das Kreisverwaltungsreferat nicht für nötig, bei aufkom-
menden Zweifeln am berechtigten Interesse das betreffende Stadtratsmit-
glied direkt um eine Begründung zu bitten, sondern ignoriert mehrfache 
Anfragen und lässt diese wochenlang unbeantwortet?

Frage 3: 
Die Bitte um Einsicht bzw. Zustellung in die Dienstanweisung des Kom-
munalen Außendienstes stand im Zusammenhang mit der geplanten 
Beratung „Sachstandsbericht Task-Force Bahnhofsviertel“ am 17.12.2024. 
Insofern kommt auch § 38 Abs. 2 Geschäftsordnung als Grundlage für eine 
Einsicht infrage. Da es sich hier offenbar um einen Zweifelsfall handelt, 
wurde der Herr Oberbürgermeister – wie in der Geschäftsordnung vorge-
sehen, durch das Kreisverwaltungsreferat um seine Entscheidung gebe-
ten? Falls nein, warum wird hier gegen die Geschäftsordnung seitens des 
Kreisverwaltungsreferates verstoßen?

Frage 4:
Gibt es Gründe der Geheimhaltung, die gegen eine Einsicht in die ge-
nannte Dienstanweisung sprechen?
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Frage 5: 
Gewährt der Oberbürgermeister den Stadtratsmitgliedern Herrn Luther, 
Herrn Ewald und Herrn Kaum die Einsicht in die Dienstanweisung des 
Kommunalen Außendienstes?

Frage 6:
Das Informationsfreiheitsgesetz normiert ein weitgehendes Informations-
recht für jedermann. Ist der Oberbürgermeister der Meinung, dass das 
Informationsrecht von Stadtratsmitgliedern darüber hinaus gehen sollte?

Antwort zu den Fragen 1-6:
Aufgrund der erfolgten Konkretisierung Ihres berechtigten Interesses für 
die Einsichtnahme konnte die Dienstanweisung des Kommunalen Außen-
dienstes nunmehr übermittelt werden. Die begehrte Akteneinsicht ist da-
mit antragsgemäß gewährt worden. 

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Ich 
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Verschärftes Vorgehen gegen Urinieren in der Öffentlichkeit
Antrag Stadträte Andreas Babor, Delija Balidemaj, Hans Hammer und  
Hans-Peter Mehling (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 
14.4.2025

Antwort Kreisverwaltungsreferentin Dr. Hanna Sammüller:

In Ihrem Antrag vom 14.4.25 fordern Sie, dass der Kommunale Außen-
dienst (KAD) durch regelmäßigen und gezielten Einsatz in der Münchner 
Innenstadt gegen Urinieren in der Öffentlichkeit vorgeht. Für ein konse-
quenteres Vorgehen gegen Verwahrlosungstendenzen im öffentlichen 
Raum fordern Sie zudem, Verstöße mit einem Bußgeld in „spürbarer 
Höhe“ zu ahnden.

Nach § 60 Abs. 9 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadtrats-
mitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der Stadt-
rat zuständig ist. Der Inhalt Ihres Antrages betrifft jedoch eine laufende 
Angelegenheit, deren Besorgung nach Art. 37 Abs. 1 GO und § 22 GeschO 
dem Oberbürgermeister obliegt, weshalb eine beschlussmäßige Behand-
lung im Stadtrat rechtlich nicht möglich ist.

Zu Ihrem Antrag teile ich Ihnen daher auf diesem Wege Folgendes mit:
Innerhalb seines Einsatzgebietes zählt die Feststellung und Ahndung von 
wildem Urinieren zu einem der häufigsten Gründe, aus denen der KAD tä-
tig werden muss und Ordnungswidrigkeitsanzeigen aufnimmt. 

Ein Zusammenhang ist dabei dazu zu erkennen, dass entsprechende Ver-
stöße gerade dort, wo Personen im öffentlichen Raum zum Aufenthalt ver-
weilen und dabei auch Getränke konsumieren, beim öffentlichen Urinieren 
angetroffen werden. Die Verfügbarkeit öffentlicher Sanitäranlagen im Be-
reich des Einsatzgebietes ist nicht an allen Örtlichkeiten gegeben, weshalb 
z.B. auch an Aufenthaltsplätzen häufiger das Einschreiten und Ahnden des 
KAD bei öffentlichem Urinieren notwendig ist.

Das bestehende Einsatzgebiet des KAD wurde zuletzt im Sachstands-
bericht Taskforce Bahnhofsviertel im Beschluss Nr. 20 -26/V14936 am 
18.12.2024 vom Stadtrat bestätigt. Die regelmäßige Bestreifung von au-
ßerhalb des Gebietes liegenden Örtlichkeiten zur Vermeidung und Unter-
bindung von Störungen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ist daher 
auch im Zusammenhang mit der Feststellung von Ordnungswidrigkeiten 
wegen öffentlichen Urinierens nicht möglich.
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Ahndungswürdige Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, die der KAD in 
seinem Einsatzgebiet feststellt und mit einer Ordnungswidrigkeitenanzeige 
aufnimmt, werden seitens der Bußgeldstelle des Kreisverwaltungsrefera-
tes bereits verfolgt.

Beim Urinieren in der Öffentlichkeit kommen Verstöße gegen § 118 Abs. 
1 Ordnungswidrigkeitengesetz (OWiG), in Grünanlagen gegen § 2 Abs. 1 
Grünanlagensatzung (GAS) und im Geltungsbereich der Arenaverordnung 
Verstöße gegen § 2 Satz 1 Buchstabe g) ArenaVO in Betracht.
Die verhängten Geldbußen bewegen sich im unteren dreistelligen Bereich, 
was sich als wirkungsvoll erweist und nachweislich zu einer Verhaltensän-
derung führt. In der Praxis sind Wiederholungstaten bei derartigen Verstö-
ßen die Ausnahme. Je nach konkretem Einzelfall fällt die Geldbuße höher 
aus. Als Beispiele seien hier Spielplätze, denkmalgeschützte Fassaden, 
belebte Plätze und Sehenswürdigkeiten genannt. Auch wird bei Wiederho-
lungstäter*innen ein erhöhtes Bußgeld von bis zu 250 Euro festgesetzt.

Zusätzlich zu den bußgeldrechtlichen Sanktionen besteht die Möglichkeit, 
dass betroffene Grundstückseigentümer*innen zivilrechtliche Schadenser-
satzforderungen geltend machen.

Die Geschäftsstelle des Behindertenbeirats der Landeshauptstadt Mün-
chen übermittelte anlässlich des Antrages folgende Stellungnahme des 
FAK Mobilität des Behindertenbeirats an das Kreisverwaltungsreferat:

„Der Facharbeitskreis Mobilität unterstützt das Ziel, gegen öffentliches 
Urinieren konsequent vorzugehen. Dieses Verhalten stellt nicht nur ein 
hygienisches Problem dar, sondern behindert auch die sichere und gleich-
berechtigte Nutzung des öffentlichen Raums, insbesondere für Menschen 
mit Behinderungen.
Für blinde und sehbehinderte Personen sind Verunreinigungen oft nicht 
erkennbar. Es besteht die Gefahr, sich auf verschmutzte Sitzgelegenheiten 
zu setzen oder durch verunreinigte Wege zu gehen, ohne dies zu bemer-
ken. Auch z.B. für Menschen im Rollstuhl oder mit Rollator können diese 
Situationen unangenehm werden.“

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Ich 
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Rettet die Berge: München spricht sich gegen das „Dritte Modernisie-
rungsgesetz“ aus  
Antrag Stadtrats-Mitglieder Sonja Haider, Nicola Holtmann und Tobias Ruff 
(Fraktion ÖDP/München-Liste) vom 22.7.2025

Antwort Christine Kugler, Referentin für Klima- und Umweltschutz:

Mit Schreiben vom 22.7.2025 haben Sie Folgendes beantragt: 
„Der Oberbürgermeister wird gebeten, sich in einer öffentlichen Resolu-
tion gegen die geplante Einschränkung von Umweltverträglichkeitsprüfun-
gen und Bürgerbeteiligung bei alpinen Infrastrukturprojekten gemäß den 
§§ 9 bis 11 des Dritten Modernisierungsgesetzes auszusprechen. 
Falls das Gesetz schon verabschiedet wurde, fordert der Stadtrat die Bay-
erische Staatsregierung in seiner Vollversammlung im Juli 2025 auf, die §§ 
9 bis 11 des Dritten Modernisierungsgesetzes zu streichen, um den Natur- 
und Landschaftsschutz insbesondere in den Alpen, Voralpen und anderen 
sensiblen Schutzgebieten zu gewährleisten.“
Zur Begründung haben Sie dazu Folgendes vorgetragen:
„Die Münchner:innen lieben die bayerischen Berge und verbringen be-
kanntermaßen sehr gerne ihre Freizeit in den Alpen. Doch das Bergidyll 
wird bedroht: CSU und Freie Wähler wollen eine Gesetzesänderung unter 
dem Titel ,Drittes Modernisierungsgesetz‘ gegen den Protest von Umwelt-
verbänden und der Opposition durchdrücken. Die geplante Änderung sieht 
unter anderem vor, für alpine Infrastrukturprojekte wie Seilbahnen, Skipis-
ten, Straßen und Beschneiungsanlagen Umweltverträglichkeitsprüfungen 
und Beteiligungsrechte stark zu beschneiden oder ganz abzuschaffen. Das 
Gesetz bedeutet einen massiven Rückschritt für den Umwelt- und Klima-
schutz im Alpenraum. 
Gerade München als Tor zu den Alpen hat eine besondere Verantwortung 
für den Schutz dieser sensiblen Regionen. Die Alpen sind nicht nur ein Er-
holungsraum für Millionen Menschen aus dem Großraum München, son-
dern auch ein ganz wichtiger Rückzugsort für viele Arten. Eine Lockerung 
des Schutzstatus gefährdet Biodiversität, Wasserhaushalt, Klimaresilienz 
und das Landschaftsbild gleichermaßen. 
Ein breites Bündnis ruft mit der Kampagne ,Rettet die Berge‘ zu einem 
Kurswechsel auf. Dieser Aufruf verdient auch kommunalpolitische Unter-
stützung. Durch eine Resolution soll die Landeshauptstadt München ein 
klares Zeichen für einen intakten Alpenraum, für transparente Verfahren 
und für einen naturverträgliche, nachhaltigen Tourismus setzen.“

Nach § 60 Abs. 9 S. 1 GeschO dürfen sich Anträge ehrenamtlicher Stadt-
ratsmitglieder nur auf Gegenstände beziehen, für deren Erledigung der 
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Stadtrat zuständig ist. In Bezug auf landes- oder bundesrechtliche Gesetz-
gebungsverfahren liegt eine solche Zuständigkeit des Stadtrats aber nicht 
vor.

Die Verabschiedung einer Resolution, die sich mit den Folgen eines Ge-
setzgebungsverfahrens außerhalb der örtlichen Zuständigkeit der Ge-
meinde befasst, liegt nicht im Aufgaben- und Kompetenzbereich der ge-
meindlichen Gremien und Organe. Eine beschlussmäßige Behandlung der 
Angelegenheit im Stadtrat ist daher rechtlich nicht möglich und eine poten-
zielle Beschlussfassung wäre dementsprechend rechtswidrig.

Wir werden jedoch – der Intention Ihres Antrags entsprechend – der 
Stadtspitze vorschlagen, sich hinsichtlich der zu befürchtenden negativen 
Auswirkungen der §§ 9 bis 11 des Dritten Modernisierungsgesetzes im 
Bayerischen Städtetag und direkt gegenüber dem Freistaat Bayern zu äu-
ßern, um die aus Sicht der Landeshauptstadt München entstehenden Kon-
sequenzen der Gesetzesänderung aufzuzeigen. 

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, teile ich Ihnen zu Ihrem Antrag vom 
22.7.2025 daher Folgendes mit:
Inhaltlich kann ich Ihren Antrag gut nachvollziehen.
Die genannten Gesetzesänderungen im Bayerischen Wassergesetz zu Be-
schneiungsanlagen, im Bayerischen Naturschutzgesetz zu Skipisten und 
im Bayerischen Eisenbahn- und Seilbahngesetz zu Schleppliften und ande-
ren Seilbahnen führen im Ergebnis dazu, dass Umweltstandards für die Er-
richtung oder Änderung solcher Anlagen verringert werden. Im ökologisch 
hoch sensiblen Alpenraum mit seinem hohen Potenzial an erheblichen Um-
weltauswirkungen, aber auch in den bayerischen Mittelgebirgen könnten 
zukünftig mehr Vorhaben ohne Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung genehmigt werden. Für Skipisten unter 10ha Fläche würde die 
Erlaubnispflicht ganz entfallen. 

Insgesamt werden durch die geplanten Änderungen die Möglichkeiten für 
die Öffentlichkeit eingeschränkt, sich ein eigenes Bild von den möglichen 
Umweltfolgen solcher Projekte zu machen.

Die Bedeutung des Alpenraums für die Erholung der in München, Ober-
bayern und weit darüber hinaus lebenden Menschen steht außer Frage. 
Zur Attraktivität dieses Erholungsraums tragen auch touristische Infrastruk-
turen, wie Seilbahnen oder Skigebiete bei. Diese sollten jedoch hohen 
Ansprüchen an Ressourcenschonung genügen und eben nicht auf der 
Grundlage reduzierter Umweltstandards ausgebaut werden. Daher wäre 
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es sinnvoll, wenn die Erholungssuchenden nach definierten Kriterien zwi-
schen mehr oder weniger nachhaltigeren und ressourcenschonenden tou-
ristischen Infrastrukturen unterscheiden könnten. Die Qualitätssicherung 
und das Marketing für naturverträglichen, nachhaltigen Tourismus liegen im 
Wesentlichen in den Händen von örtlich Verantwortlichen. 

Die Alpen sind aber nicht nur als attraktive Natur- und Kulturlandschaft 
sowohl für die extensive Erholungsnutzung seitens der Menschen im Al-
penraum selbst, wie auch der Münchner Bevölkerung, von herausragender 
Bedeutung. Sie sind auch wichtiger Bestandteil der Trinkwasserversorgung 
der Millionenstadt München. Vier Vertikal- und ein Horizontalfilterbrunnen 
zwischen Farchant und Oberau versorgen München mit Trinkwasser, das 
aus den angrenzenden Gebirgsstöcken stammt. Sie decken im Durch-
schnitt rund 20 Prozent des Wasserbedarfs der Landeshauptstadt und so-
mit einen nicht unerheblichen Anteil.

Insofern gilt natürlich, dass der Verlust alpiner Landschaften oder alpiner 
Biodiversität das Naturerbe aller Menschen und damit nicht nur der Men-
schen im Alpenraum selbst betrifft. 

Die Entscheidungen über Seilbahnen, Skipisten oder Beschneiungsanlagen 
in den Bayerischen Alpen werden – entsprechend den rechtlichen Vorga-
ben für die entsprechenden Verfahren – ohne Verfahrensbeteiligung der 
Landeshauptstadt München als Gebietskörperschaft getroffen. Die geplan-
ten Gesetzesänderungen werden daran nichts ändern. Insofern ist eine 
formelle Betroffenheit der Landeshauptstadt München außerhalb ihrer 
Grenzen weder im Gesetzgebungsverfahren noch im Vollzug gegeben.

Die Relevanz der in Ihrem Antrag behandelten Änderungen für das Stadt-
gebiet Münchens ist auf wenige Einzelfälle beschränkt. Das Referat für 
Klima- und Umweltschutz schätzt die Sachlage folgendermaßen ein:

Skipisten und Beschneiungsanlagen können in München im Zuge von ein-
zelnen Sportveranstaltungen (vor allem im Olympiapark) relevant sein. Im 
Bezug auf die Pflicht, eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, 
dürften die in München möglichen Vorhaben auch nach den bisherigen 
gesetzlichen Regelungen flächenmäßig unter den Schwellenwerten lie-
gen. Dennoch ist gewährleistet, dass die möglichen Auswirkungen auch 
solcher kleinen Vorhaben im Rahmen der erforderlichen wasserrechtlichen 
Genehmigungsverfahren und verwaltungsinternen Abstimmungsverfahren 
umfassend betrachtet werden.
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Seilbahnvorhaben sind auch in München möglich, entsprechende Projekte 
für den öffentlichen Personennahverkehr wurden bereits angestoßen. Im 
Einzelfall kann bei Projekten unterhalb der Schwellenwerte auf eine freiwil-
lige Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung hingewirkt werden. 
Dies würde der Akzeptanz solcher Seilbahnprojekte dienen, gerade auch 
im Hinblick auf die erwarteten positiven Umweltwirkungen (Verdrängung 
des KFZ-Verkehrs). Angesichts der ohnehin komplexen Fragestellungen, 
die im Zuge einer solchen Planung im Großstadtgefüge zu bearbeiten wä-
ren, wäre eine solche freiwillige Prüfung voraussichtlich mit einem vertret-
baren Mehraufwand durchführbar.

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Ich 
gehe davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Anträge und Anfragen  
aus dem Stadtrat 
Dienstag, 29. Juli 2025 

 
 
Wann geht´s weiter bei den Aufenthaltsgenehmigungen  
für Studentinnen und Studenten? 
Anfrage Stadtrat Manuel Pretzl (Stadtratsfraktion der CSU mit  
FREIE WÄHLER) 

 
Kein IAA-Protestcamp im Luitpoldpark  
Dringlichkeitsantrag Stadträtin Dr. Evelyne Menges (Stadtrats- 
fraktion der CSU mit FREIE WÄHLER) 

 
Würdigung des kulturellen Engagements der Münchner  
Symphoniker  
Antrag Stadtrats-Mitglieder Leo Agerer, Beatrix Burkhardt und  
Fabian Ewald (Stadtratsfraktion der CSU mit FREIE WÄHLER)  

 
Vereinfachte Beantragung von Videogegensprechanlagen  
für gehörlose Mieter*innen der Münchner Wohnen 
Antrag Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel,  
Thomas Lechner und Brigitte Wolf (Die Linke / Die PARTEI  
Stadtratsfraktion) 
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ANFRAGE 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 
          

                29.07.2025  

 

Wann geht´s weiter bei den Aufenthaltsgenehmigungen für Studentinnen und 

Studenten? 

 

Die SZ vom 24.07.2025 titelt „Was tun, wenn die Aufenthaltsgenehmigung Monate auf sich 

warten lässt?1 Studentinnen und Studenten aus Nicht-EU-Ländern müssen demnach 

monatelang auf eine Aufenthaltserlaubnis (AE) oder um die Verlängerung selbiger warten. 

Auch das Vertrösten, dass mittels Fiktionsbescheinigung die alte Aufenthaltsgenehmigung 

solange weiter gilt, bis über die beantragte AE entschieden wurde verursacht nach den 

Berichten der Betroffenen massive Probleme im Alltag (Kontoführung etc.) und bei Ein- bzw. 

Ausreisen.  

 

Ich frage daher den Oberbürgermeister: 

 

1. Seit wann bestehen die Probleme bei der Ausstellung oder Verlängerung der 

Aufenthaltstitel für Studentinnen und Studenten? 

 

2. Wie viele Studentinnen und Studenten sind betroffen? 

 

3. Was sind die genauen Ursachen für diese Verzögerungen? 

 

4. Wie lange ist die durchschnittliche Wartezeit aktuell? 

 

5. Warum geht es bei der Lösung der Probleme, auch mittels Digitalisierung und KI so 

langsam voran, wenn doch die Akten der Ausländerbehörde seit Jahren (ca. seit 2009) 

digitalisiert sind? 

 

 

 
1 https://www.sueddeutsche.de/muenchen/muenchen-probleme-aufenthaltsgenehmigungen-
studierende-aus-nicht-eu-laendern-li.3283168?reduced=true 
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6. Bestehen die Probleme ausschließlich bei den Studentinnen und Studenten oder sind 

auch Sachgebiete davon betroffen? 

 

7. Besteht die Möglichkeit, aus anderen Bereichen der Verwaltung Personal umzusetzen, 

z.B. bei freiwilligen Leistungen, um zumindest die Spitzen abzufedern? 

 

 

 

Manuel Pretzl  

Fraktionsvorsitzender  
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DRINGLICHKEITSANTRAG 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister  
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 
         
 
           29.07.2025 

Dringlichkeitsantrag  

für die Vollversammlung am 30.07.2025 

 
Kein IAA-Protestcamp im Luitpoldpark  
 
1. Der Oberbürgermeister wird gebeten, das Kreisverwaltungsreferat anzuweisen, dass 

Protestcamps im Luitpoldpark mit Schlafzelten und Sanitäreinrichtungen nicht als 
Versammlung zu qualifizieren, sondern es vom Baureferat als unzulässige Veranstaltung in 
städtischen Grünanlagen zu untersagen. 

 
2. Der Oberbürgermeister wird gebeten, den Veranstaltern des Mobilitätswendecamp 2025 

einen anderen angemessenen Veranstaltungsort wie die Parkharfe im Olympiapark über 
die städtische Beteiligungsgesellschaft anzubieten. Der am Wochenende stattfindende 
Flohmarkt findet nicht statt. 

 
 

Begründung 
 
Vom 9. bis 14. September 2025 findet erneut die IAA MOBILITY 2025 in München statt, die 
München zum Zentrum für Mobilität, Nachhaltigkeit und technologische Innovationen macht. Es 
ist das weltweit größte Mobilitätsevent.  
 
Wie schon im Jahr 2023, ist erneut zeitgleich ein Mobilitätswendecamp geplant. Der Veranstalter 
bewirbt Teilnehmer, Vereine und Gruppen auf seiner Homepage1 wie folgt: 
 

„Hier wirst du in Zukunft alle Informationen zu unserem Programm 
2025 finden. Gerade sind wir noch dabei, mit verschieden Artists zu 
sprechen und tolle Acts sowie Workshops zu organisieren. Wir 
wollen ein diverses Angebot aus verschiedenen musikalischen sowie 
politischen und praktischen Veranstaltungen bei uns präsentieren.2 
[…] 

 
1 https://www.mobiwende.camp/program  
2 https://www.mobiwende.camp/program  

https://www.mobiwende.camp/program
https://www.mobiwende.camp/program
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Den Rahmen bildet ein diverses Programm mit Künstler*innen und 
Workshops, sowie unterhaltende und bildende Programmpunkte, 
die einen Austausch zwischen Münchner Bürger*innen, sowie 
zwischen Menschen verschiedener Hintergründe ermöglichen. 

 
Ihr seid ein Verein/Initiative/Gruppe mit so vielen Ideen, dass ihr 
sogar ein Programmzelt während des gesamten Camps bespielen 
könnt? Perfekt, zu vergeben sind 4 Zelte. Reicht eure Vorschläge im 
Formular für selbstverwaltete Programmzelte ein.“ 

 
Bei der letzten IAA MOBILITY 2023 wurde ein Mobilitatswendecamp im Luitpoldpark angezeigt. 
Dieses wurde als Versammlung vom Kreisverwaltungsreferat akzeptiert, obgleich es 
überwiegend Veranstaltungscharakter hatte. So wird auf der Homepage ausgeführt: 
 

„Mit Vorträgen, Workshops, Podiumsdiskussionen und Filmen 
werden wir ein ausführliches Programm bieten.“3 

 
Der Luitpoldpark ist eine städtische Grünanlage im Sinne der Grünanlagensatzung. Der 
Luitpoldpark dient insbesondere den Bewohnern von Schwabing West als Erholungsfläche für 
spielerische und sportliche Aktivitäten. Schwabing West ist der bevölkerungsdichteste 
Stadtbezirk Münchens mit 157 Einwohner pro Hektar.4 Um dies zu gewährleisten, sind 
Veranstaltungen aller Art grundsätzlich untersagt (§ 2 Abs. 2 ZIff. 1, 10 GrünanlagenS). 
 
Als Antwort auf meine Anfrage vom 28. September 2023 auf die rechtliche Einschätzung des IAA-
Protestcamps von 2023 teilte das Kreisverwaltungsreferat drei Monate später mit, dass das 
damalige „Mobilitätswendecamp“ als Versammlung in Form eines Protestcamps nach dem 
Bayerischen Versammlungsgesetz angezeigt wurde und auch so vom Kreisverwaltungsreferat 
bewertet wurde. 
 
Diese städtische Auffassung ist jedoch nicht unbestritten. Nach „Dürig-Friedl/Enders, 
Versammlungsrecht, 2. Auflage 2022, Rn. 37“ sind Protestcamps mit Schlafzelten, 
Sanitäreinrichtungen und Dorfgemeinschaftshaus keine Versammlungen.  
 
Vorliegend wird eine mehrtägige Veranstaltung mit Künstler, Musik und Workshops geplant. Hier 
steht der Versammlungscharakter gem. Art. 8 GG im Hintergrund zur geplanten mehrtätigen 
Veranstaltung. Nach der Ankündigung auf der Homepage ist deshalb davon auszugehen, dass es 
sich um keine Versammlung, sondern um eine Veranstaltung handelt, bei der eine 
Meinungskundgebung zwar vorliegt, aber ihr nicht das Gepräge gibt. 
 
Ein Antrag auf ausnahmsweise Nutzung des Luitpoldparks für eine mehrtägige Veranstaltung 
dieser Art nach der Grünanlagensatzung liegt – nach aktuellem Kenntnisstand – nicht vor. 
 
Es handelt sich vielmehr um eine unzulässige Nutzung einer städtischen Grünanlage, die nach 
den Vorgaben der Grünanlagensatzung behördlich zu ahnden ist. 
 
 
 

 
3 https://mobilitaetswendecamp.noblogs.org/  
4 https://www.muenchen.de/stadtteile/schwabing-west-wissenswertes-tipps-und-infos  

https://mobilitaetswendecamp.noblogs.org/
https://www.muenchen.de/stadtteile/schwabing-west-wissenswertes-tipps-und-infos
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Den Bewohnerinnen und Bewohnern von Schwabing West ist es nicht zuzumuten, auf diese 
öffentliche Grünanlage für ein Fest – vergleichbar mit anderen Festen wie Tollwood – für diesen 
langen Zeitraum zu verzichten. 
 
Um dem Anliegen des Veranstalters jedoch gerecht zu werden, könnte ihm die Parkharfe im 
Olympiapark angeboten werden. Der am Wochenende stattfindende Flohmarkt kann dann, wie 
bei anderen Großveranstaltungen auch, ausnahmsweise nicht stattfinden. 
 
Die Dringlichkeit ist wegen des anstehenden Termins gegeben. 
 
  
Dr. Evelyne Menges 
stv. Fraktionsvorsitzende 
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ANTRAG 
 
An Herrn  
Oberbürgermeister 
Dieter Reiter  
 

Rathaus, Marienplatz 8, 80331 München 

 
 
 
 

           29.07.2025 

 
 
Würdigung des kulturellen Engagements der Münchner Symphoniker 

 
 
Die Landeshauptstadt München würdigt das wichtige kulturelle Engagement der Münchner 

Symphoniker und stelle, ähnlich wie der Freistaat Bayern, eine weitere finanzielle Förderung 

in Aussicht.  

Diese soll aus referatseigenem Budget oder Stiftungsmitteln der Landeshauptstadt München 

in angemessener Höhe erfolgen.  

 

Begründung 

 

Die Münchner Symphoniker sind ein Aushängeschild für die Kulturstadt München, deren Wir-

ken weit über unsere Stadt und die Bundesrepublik Deutschland hinaus reicht. 

Um den Orchestermitgliedern und Verwaltungskräften eine angemessene Bezahlung zu leis-

ten, sind Förderungen von öffentlichen Stellen unerlässlich. 

Der Freistaat Bayern stellt hierzu nochmals 140.000 €, zu seiner Grundförderung zur Verfü-

gung. 

Dazu muss sich auch die Landeshauptstadt München bekennen und erkenntlich zeigen. 

 

 

 

Beatrix Burkhardt (Initiative)  Leo Agerer   Fabian Ewald  

Stadträtin     Stadtrat   Stadtrat 

 



An den Oberbürgermeister 

Herr Dieter Reiter  

80331 München 

  

 
 

Stadtratsfraktion  

Die Linke / Die PARTEI 

dielinke-diepartei@muenchen.de 

Telefon: 089/233-25 235 

Rathaus, 80331 München 

München, 29. Juli 2025 

Antrag: Vereinfachte Beantragung von Videogegensprechanlagen für gehörlose Mieter*innen der 
Münchner Wohnen 

Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung wird beauftragt, ein vereinfachtes Verfahren für die 

Beantragung von Videogegensprechanlagen für gehörlose Mieter*innen der Münchner Wohnen zu 

entwickeln, die auch die Finanzierung der Maßnahmen eindeutig klärt. Denkbar wäre eine Abfrage 

beim Abschluss des Mietvertrags, der die durch die Behinderung bedingten Bedarfe abfragt und der 

Mieter*in den entsprechenden Antrag vorlegt. 

Begründung 

Bereits 2021 wurde, ausgelöst durch einen Bürgerantrag auf der Bürgerversammlung in Laim, von 

gehörlosen Anwohner*innen der „Alte Heimat“ auf das Thema aufmerksam gemacht.  Sie monierten, 

dass die Beantragung zu viele Hürden hatte und ein langwieriger Prozess ist, bei dem nicht klar ist, ob 

man die Gegensprechanlagen am Ende finanziert bekommt. Dieser Bürgerantrag wurde im BA25 im 

November 2021 behandelt und der Forderung einstimmig zugestimmt. Doch erst durch ein 

„Machtwort“ von Bürgermeisterin Dietl folgte die Nachrüstung der Wohnungen in der „Alte Heimat“, 

in denen bereits gehörlose Mieter*innen wohnten.1 Nun, vier Jahre später, ist eine neue Mieterin 

hinzugezogen und diese muss sich erneut durch den Bürokratiedschungel kämpfen. Sie wird, wie es 

Menschen mit Behinderung so oft erleben, von Amt zu Amt geschickt.2 Wenn wir die UN BRK ernst 

nehmen, dürfen diese Menschen nicht benachteiligt werden und nicht behandelt werden wie 

Bittsteller, die sich eine Leistung erbetteln wollen. Dazu haben die gehörlosen Mieter*innen auch 

einen öffentlichen Brief an den Oberbürgermeister gestellt und sammeln aktuell Unterschriften. Sie 

forden, dass die Nachrüstung niederschwellig, transparent und klar geregelt ist.3 

Initiative: 

Stadtrat Thomas Lechner 

Gezeichnet: 

Stadtrat Stefan Jagel 

Stadträtin Marie Burneleit 

Stadträtin Brigitte Wolf 

 

 
1 Siehe Anhang 
2 Ebd. 
3 Ebd. 



Gruppe der Gehörlosen in der „Alte Heimat“ 

c/o Alte Heimat Treff 

Kiem-Pauli-Weg 26/30 

80686 München 

 

 

 

          München, 20.6.2025 

 

Sehr geehrter Herr Reiter, 

 

Wir sind eine Gruppe von Gehörlosen Menschen, die bereits seit langer Zeit in der Siedlung 

„Alte Heimat“ leben. Wir kennen und schätzen Sie als langjährigen Begleiter und 

Unterstützer der „Alte Heimat“ und natürlich sind Sie uns auch durch ihr Grußwort in dem  

Buch „Neue Alte Heimat“ sehr positiv in Erinnerung geblieben. Das letzte Mal haben wir uns 

bei der Preisverleihung zum Münchner Nachbarschaftstreff 2023 gesehen. Nun möchten wir 

uns mit einem besonderen Anliegen an Sie wenden. 

 

Es geht um das Thema Barrierefreiheit und zwar konkret in unserem Fall, um 

Videogegensprechanlagen.  

Um die Angelegenheit etwas nachvollziehbarer zu machen, würden wir ihnen gerne etwas 

über die Geschichte der Siedlung „Alte Heimat“, aus Sicht von uns gehörlosen Mieter*innen 

erzählen. 

  

Als beschlossen wurde, dass die „Alte Heimat“ bestehen bleibt und die Häuser renoviert 

werden, wurden im Rahmen der Renovierungen Vordächer vor den Eingangstüren errichtet, 

um die Anwohner*innen und Briefkästen vor der Witterung zu schützen. Bei dieser Planung 

wurde damals nicht mit bedacht, dass es für uns Menschen ohne Gehör wichtig war, die 

Haustür von unserer Wohnung aus einsehen zu können, um so zu wissen wer klingelt. 

 

Aus diesem Grund haben wir uns damals dafür eingesetzt, dass für Menschen ohne Gehör, die 

in der Siedlung leben, im Sinne der Gleichberechtigung und auch im Bezug auf die UN-

Behindertenrechtskonvention, Videogegensprechanlagen eingerichtet werden. Dies war 

damals schon ein langer Weg, der, vor allem, von unklarer Finanzierung begleitet war, da sich 

heraus stellte, dass es keine Regelung und Struktur für die Finanzierung gibt und alle Stellen 

angaben dafür nicht verantwortlich zu sein. Erst ein Machtwort der dritten Bürgermeisterin 

Verena Dietl, damals noch in ihrer Position als Aufsichtsrat bei „Münchner Wohnen“ (damals 

noch GEWOFAG), machte den Weg frei, dass alle Betroffenen eine entsprechende Anlage 

erhielten. Jedoch war dies eine einmalige Finanzierung und nur für diese 5 speziellen 

Haushalte. Weiter wurde keine Struktur zur Finanzierung etabliert.  

 

Damals wurde beschlossen, dass sowohl in den Bestands-, als auch in den Neubauten bereits 

die Kabel so verlegt werden, dass theoretisch eine Nachrüstung und das Einbauen einer 

Kamera schnell und unkompliziert von statten gehen würde. Da diese jedoch das teuerste 

Element in dieser Nachrüstung darstellen, muss ihre Finanzierung bisher im Einzelfall geklärt 

werden. 

 

Letztes Jahr zog eine neue, ebenfalls gehörlose Mieterin in die Siedlung. Auf Nachfrage bei 

„Münchner Wohnen“, ob denn eine Videogegensprechanlage eingerichtet werden könne, 

erhielten wir die Antwort, dass sich erst um die Finanzierung gekümmert werden müsse und 

dass dies selbst in die Hand genommen werden muss. Diese Situation empfinden wir als 



ungerecht, da sich hier die Frage stellt, warum einige Haushalte eine Videogegensprechanlage 

finanziert bekommen und andere nicht.  

 

Dies ist auch der Grund warum wir uns mit diesem Brief an Sie wenden, sowohl in ihrer Rolle 

als Bürgermeister der Landeshauptstadt München, als auch in der Funktion als Aufsichtsrat 

bei „Münchner Wohnen“.  

Aus unserer Sicht verstößt die aktuelle Handhabe gegen das Recht auf Gleichbehandlung von 

Menschen mit Behinderung.  

Während es für hörende Mieter*innen selbstverständlich ist, dass nachgefragt werden kann, 

wer bei ihnen klingelt, ist es für uns Menschen ohne Gehör jedes Mal ein Gefühl der 

Unsicherheit, wenn die Tür ohne die Möglichkeit der Nachfrage geöffnet werden muss. 

Ebenso finden wir es unzumutbar, dass für dieses kleine Stück Sicherheit, welches für die 

meisten Menschen selbstverständlich ist, jedes Mal ein größerer bürokratischer Akt auf sich 

genommen werden und de facto um Geld gebettelt werden muss, um diese Forderung 

umzusetzen  

 

Aus diesem Grund fordern wir, dass von Seiten von „Münchner Wohnen“ und der Stadt eine 

klare Regelung zu diesem Thema getroffen wird und die Finanzierung solcher 

Nachrüstungen, niederschwellig und transparent ermöglicht wird. Gerade in einer sozialen 

Siedlung, wie der „Alte Heimat“, mit einer Stiftungssatzung, die besagt, dass Menschen mit 

Behinderung hier bevorzugt wohnen können, sollten auch die Wohnungen für deren 

Bedürfnisse ausgestattet sein.  

 

Wir können nur noch einmal darauf Hinweisen, dass diese Gleichbehandlung, gemäß der UN-

Behindertenrechtskonvention eigentlich eine Selbstverständlichkeit sein sollte, die ohne 

größeren Aufwand eingefordert werden kann.  

 

Aus diesem Grund möchten wir Sie bitten uns bei diesem Anliegen zu unterstützen. 

Gerne laden wir Sie ein, sich selbst ein Bild vor Ort zu machen. Sie können uns entweder 

unter der E-Mail-Adresse: nachbarschaftsarbeit@jane-addams-zentrum.de oder mit einer 

Nachricht an die Telefonnummer: 0151/68510260 erreichen. 

Mit freundlichen Grüßen,  

 

Gruppe der gehörlosen Mieter*innen in der Siedlung Alte Heimat  
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Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen liegt 
jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Dienstag, 29. Juli 2025 

 
 

Terminhinweis  
Pressemitteilung MVG 

 
Mehr Tram für München: Erste Bauarbeiten zur Vorbe- 
reitung der Tram Münchner Norden  
Pressemitteilung MVG 

 
Stadtsparkasse München: Vergleich in Musterfeststel- 
lungsklage zu Prämiensparverträgen von fast allen an- 
gemeldeten Verbrauchern angenommen 
Pressemitteilung Stadtsparkasse München 

 
Zum Abschluss des Bayerischen Theaterjugendclub- 
treffens 2025 (BTJT) 24. bis 27. Juli 2025 
Pressemitteilung Schauburg – Theater für junges Publikum 
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Terminhinweis für Redaktionen 
 
Mittwoch, 30. Juli 2025, 9:30 Uhr 

Agnes-Bernauer-Straße / Fürstenrieder Straße (vor dem Schulgebäude in der Fürstenrieder 

Straße 30) 

Anfahrt: Fürstenrieder Straße (Bus 51, 151, 168; Ersatzbus 19); Laim (S-Bahn) 

 

Tram-Westtangente 

Führung und Information zum Stand der Bauarbeiten an der Kreuzung Agnes-Bernauer-

Straße / Fürstenrieder Straße 

Seit einem Jahr bauen die Stadtwerke München (SWM) die Tram-Westtangente. Im Juni 2025 

haben die Gleisbauarbeiten in der Fürstenrieder Straße sowie erste Arbeiten zum Einbau einer 

Gleiskreuzung und von Gleisbögen an der Kreuzung Fürstenrieder Straße / Agnes-Bernauer-

Straße begonnen. 

 

Im Rahmen eines Pressetermins informiert Alex Indra, Leiter Großprojekte bei den SWM, mit 

dem Projekt-Team über den Stand der Arbeiten, Herausforderungen beim Bau sowie die 

Anpassung der Verkehrsführung und der Linienführung des Ersatzverkehrs ab 1. August. 

 

Aus organisatorischen Gründen bitten wir um Anmeldung bis Dienstag, 29. Juli, 16 Uhr an 

presse@mvg.de. 

29.07.2025 

mailto:presse@mvg.de
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Mehr Tram für München: erste Bauarbeiten zur Vorbereitung der 
Tram Münchner Norden 
 
Die Stadtwerke München (SWM) haben mit den Vorabmaßnahmen in Vorbereitung auf den 

Bau der Tram Münchner Norden begonnen. Für den ersten Planfeststellungsabschnitt, der die 

Tram 23 von Schwabing Nord bis zum Kieferngarten verlängert, besteht Baurecht. 

 

Um Platz für das Baufeld zu machen, werden zunächst die Wasser- und Gasleitungen in der 

Heidemannstraße verlegt und dabei erneuert sowie stellenweise unterirdische Anlagen der 

Fernwärme und des Kanals umgebaut. Parallel finden Arbeiten am Strom- und Wassernetz im 

Bereich des Frankfurter Rings statt. Der eigentliche Baubeginn ist mit dem Spatenstich im 

Herbst 2025 geplant. 

 

Die Arbeiten an den Versorgungsleitungen in der Heidemannstraße laufen bis Mitte Juni 2026 

weiter und werden Schritt für Schritt umgesetzt. Ab Frühjahr 2026 folgen weitere Arbeiten im 

Bereich der Maria-Probst-Straße sowie am Helene-Wessel-Bogen. 

 

P+R-Anlage Kieferngarten ab August geschlossen 

29.07.2025 

Markus Orbig, Projektleiter Sparten (l.) und Florian Tröbensberger, Projektleiter Tram Münchner 
Norden an der Kreuzung Heidemannstraße / Ecke Maria-Probst-Straße. 
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Ab Freitag, 1. August, ist die P+R-Anlage Kieferngarten nicht mehr nutzbar. Im Rahmen der 

Vorbereitung auf den Bau der Tram Münchner Norden wird das Gebäude abgerissen. Die 

Abbrucharbeiten finden voraussichtlich von Herbst bis Anfang 2026 statt. Alternative 

Parkmöglichkeiten gibt es an den P+R-Standorten Fröttmaning und Studentenstadt. 

 

Zentraler Baustein für den Ausbau des Nahverkehrs in München 

Die Tram Münchner Norden ist neben der Tram-Westtangente eines der wichtigsten 

Schieneninfrastrukturprojekte der SWM und der Münchner Verkehrsgesellschaft (MVG). Die etwa 

5,7 Kilometer lange Neubaustrecke ist ein zentraler Baustein im Nahverkehrsplan der 

Landeshauptstadt München. 

 

Die bestehende Tram 23 wird von Schwabing Nord kommend verlängert und fährt voraussichtlich 

ab Ende 2029 durch das neue Quartier Neufreimann Richtung Am Hart. Die Linie 24 pendelt dann 

auf der neuen Querverbindung zwischen Kieferngarten und Am Hart. Damit haben die Fahrgäste die 

Möglichkeit an den beiden neuen Endpunkten bequem auf Bus und U-Bahn umzusteigen. Außerdem 

werden neue Verbindungen möglich, zum Beispiel zwischen der Parkstadt Schwabing, 

Milbertshofen und Fröttmaning. 

 

Förderung für Tram Münchner Norden erwartet 

Die Tram Münchner Norden erreicht bei der aktuellen Standardisierten Bewertung durch die 

Intraplan Consult GmbH ein Nutzen-Kosten-Verhältnis mit einem deutlichen Nutzenüberschuss. Ein 

Verhältnis von größer 1,0 ist Voraussetzung dafür, dass die Neubaustrecke öffentlich gefördert 

werden kann. Das Ergebnis von 2,61 ist einer der besten Werte für Neubauprojekte überhaupt. 

 

Die Gesamtkosten für das Neubauprojekt sind mit rund 360 Millionen Euro veranschlagt. Nach dem 

Ergebnis der Nutzen-Kosten-Untersuchung ist somit eine Förderung von Bund und Freistaat nach 

dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) von bis zu 90 Prozent der förderfähigen Kosten 

und damit etwa 220 Millionen Euro möglich. Die Landeshauptstadt München hat 130,5 Millionen 

Euro für das Projekt bereitgestellt. Die restlichen 9,5 Millionen Euro finanzieren die Stadtwerke 

München (SWM) unter anderem für neue Versorgungsleitungen. 

 

Weitere Informationen zur Tram Münchner Norden gibt es auf mvg.de/tmn. 

 

http://www.mvg.de/tmn
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Pressemitteilung, 29. Juli 2025 

 

Stadtsparkasse München: Vergleich in 

Musterfeststellungsklage zu Prämiensparverträgen 

von fast allen angemeldeten Verbrauchern 

angenommen  

 

München (sskm). Der zwischen Verbraucherzentrale 

Bundesverband (vzbv) und Stadtsparkasse München im 

April 2025 geschlossene Vergleich in der 

Musterfeststellungsklage ist wirksam. Das hat das Bayerische 

Oberste Landesgericht festgestellt. Die Stadtsparkasse 

München kann nun mit der Auszahlung an berechtigte 

Kundinnen und Kunden beginnen. 

 

Fast alle 2.400 angemeldeten Verbraucherinnen und 

Verbraucher haben den mit dem Vergleich angebotenen 

Lösungsvorschlag akzeptiert. Weniger als 10 Kundinnen und 

Kunden haben den Vergleich bisher abgelehnt. 

 

Bereits im Frühjahr 2025 hatten sich beide Parteien im Rahmen 

der beim Bayerischen Obersten Landesgericht anhängigen 

Musterfeststellungsklage auf eine einvernehmliche Lösung 

geeinigt.  

 

Der geschlossene Vergleich zwischen dem vzbv und der 

Stadtsparkasse München bewirkt, dass fast alle Kundinnen und 

Kunden, die sich der Klage angeschlossen haben, eine 

Nachzahlung erhalten. Die Höhe der Nachzahlung beträgt je 

nach Vertragsbeginn zwischen 0,85 und 8,15 Prozent des zum 

mailto:presse@sskm.de
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Zeitpunkt der Beendigung des Vertrages angesparten 

Guthabens.  

 

Auch das Ziel, an viele Kundinnen und Kunden schnell und 

unkompliziert Zahlungen leisten zu können, wird erreicht. 

Schon deutlich vor Ablauf der Zahlungsfrist von 12 Wochen 

werden rund 80 Prozent der Berechtigten eine Auszahlung 

erhalten. Für die übrigen berechtigten Kundinnen und Kunden 

bedarf es noch der Vorlage von Nachweisen oder der 

Bestätigung des Gerichts über die Annahme des Vergleichs. 

Sobald diese Unterlagen vorliegen, wird die Stadtsparkasse 

München die Zahlungen ebenfalls so zügig wie möglich 

abwickeln. 

 

Informationen und Kontakt für Kundinnen und Kunden 

Kundinnen und Kunden der Stadtsparkasse München können 

sich auf der Internetseite www.sskm.de/praemiensparen 

informieren und sich bei Fragen an folgende E-Mail-Adresse 

wenden: kundenzufriedenheit@sskm.de.  

 

Zur Presse-Website des Verbraucherzentrale Bundesverbands: 

Pressemitteilungen | Verbraucherzentrale Bundesverband 

 

Ansprechpartner für die Presse:  

Cornelia Klaila   Sebastian Sippel  

Tel. 089 2167-47301  089 2167-47314 

Mail presse@sskm.de   presse@sskm.de 

 

Zum Hintergrund:  

Die Stadtsparkasse München wurde 1824 gegründet und ist 

Marktführerin im Privat- und Firmenkundengeschäft in 

München. Im Geschäftsjahr 2024 erzielte sie einen 

mailto:presse@sskm.de
http://www.sskm.de/praemiensparen
mailto:kundenzufriedenheit@sskm.de
https://www.vzbv.de/presse/pressemitteilungen
mailto:presse@sskm.de
mailto:presse@sskm.de
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Jahresüberschuss von 48 Millionen Euro und ist mit einer 

Bilanzsumme von 23 Milliarden Euro die viertgrößte Sparkasse 

Deutschlands. Die Stadtsparkasse München beschäftigt 

2.355 Mitarbeitende, davon 254 Auszubildende, und betreibt 

44 Filialen im Stadtgebiet. Im vergangenen Jahr hat sie für mehr 

als 300 gemeinnützige Projekte rund 3,1 Millionen Euro 

gespendet: Unser Engagement | Stadtsparkasse München. 

Stand: 31.12.2024 

 

mailto:presse@sskm.de
https://www.sskm.de/de/home/ihre-sparkasse/engagement.html


 

 
 
 
 
PRESSEMITTEILUNG 
 
Schauburg – Theater für junges Publikum & Münchner Kammerspiele  
Zum Abschluss des Bayerischen Theaterjugendclubtreffens 2025 (BTJT) 
24. bis 27. Juli 2025 
 
 
 

München, 28. Juli 2025 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Pressekolleg*innen, 
 
vom 24. bis 27. Juli 2025 fand unter dem Motto „Bühne frei für das BTJT!“ das Bayerische Theaterju-
gendclubtreffen 2025 statt. Gastgeber des Festivals waren die Schauburg – Theater für junges Publikum 
und die Münchner Kammerspiele. 
Zu Gast waren 106 Teilnehmende im Alter von 12 bis 26 Jahren von 8 Theaterjugendclubs aus  
5 verschiedenen bayerischen Städten: Staatstheater Augsburg, ETA Hoffmann Theater Bamberg, Thea-
ter Hof, Theater Pfütze Nürnberg, Staatstheater Nürnberg, und aus München das Young  
Pathos Kollektiv, Staatstheater am Gärtnerplatz und die Münchner Kammerspiele zusammen mit der 
Schauburg. Neben den Gastspielen der teilnehmenden Gruppen gab es 32 Nachgespräche  
in verschiedenen Kleingruppen, 3 Workshops und 8 Stunden Party. 
 
Zu den Highlights des Festivals gehörten: 
 
64 Regenschirme auf der Bühne  
97 übergroße Postkarten und 3,5 kg Gummischlangen für Nachgespräche  
18 Spielleitungen  
1 Festivalzentrum auf dem Elisabethplatz 
5 Millionen Euro Spielgeld  
30 Liter Mocktail  
2 Gesichter voll Tonerde  
1 frisch rasierte Glatze  
2 Eisbären  
1 Brassband mit Livemusik 
400 Wäscheklammern für Nachgesprächsspiele  
1 Fahrradkino 
348 Lichtstimmungen  
1 Festivalsong: BTJT 2025 BTJT alles for free und rein pflanzlich. BTJT 2025, BTJT  
meine Bühne mein Club hier tanz ich 



 

Das Bayerische Theaterjugendclubtreffen (BTJT) findet seit 19 Ausgaben mit Unterstützung des Deut-
schen Bühnenvereins an einem Theater in Bayern statt. Dieses Jahr war es zum 3. Mal in  
München zu Gast.  
 
Elke Bauer, Leitung Mitmachen - Münchner Kammerspiele: 
„Das BTJT war uns ein Fest, ein gemeinsamer Denkraum und die beste Art junge Menschen  
nachhaltig für Theater zu begeistern.“ 
 
Xenia Bühler, Leitung Schauburg LAB: 
„Es waren 4 Tage Theaterrausch. Das Tollste am BTJT ist, dass es keine Leistungsschau ist,  
sondern aufzeigt, was aus vielfältigsten Möglichkeiten und unterschiedlichen Voraussetzungen  
an Spielformen im Theater entsteht.“ 
 
Gerne senden wir Ihnen auf Anfrage honorarfreies Bildmaterial zu 
und stehen Ihnen für Rückfragen zur Verfügung.  
 
Herzliche Grüße 
Kathrin Schäfer & Elisabeth Braune 
 
 
 

 

 

 
SCHAUBURG 
Theater für junges Publikum  
der Landeshauptstadt München 
Franz-Joseph-Straße 47 
80801 München 
 
Kathrin Schäfer 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
Mobil: +49 171 192 142 9 
E-Mail: kathrin.schaefer@muenchen.de 
www.schauburg.net 
 
 

  MÜNCHNER KAMMERSPIELE 
   Falckenbergstraße 2 
   80539 München 
 
   Elisabeth Braune 
   Referentin für Presse & Öffentlichkeitsarbeit 
   Mobil +49 1520 9358690 
   E-Mail presse@kammerspiele.de 
   www.muenchner-kammerspiele.de  
 

 

mailto:kathrin.schaefer@muenchen.de
http://www.schauburg.net/
mailto:presse@kammerspiele.de
http://www.muenchner-kammerspiele.de/
https://www.schauburg.net/
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